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1. TERMINSACHE: Bundesverfassungsgericht entscheidet zur Erbschaft- und Schen-
kungsteuer 

 
Mit Beschluss vom 27.9.2012 legte der Bundesfinanzhof dem Bundesverfassungsgericht die Frage vor, 
ob das Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz (ErbStG) in der im Jahr 2009 geltenden Fassung wegen 
Verstoßes gegen den allgemeinen Gleichheitssatz verfassungswidrig ist. 
 
Er ist der Auffassung, dass Teile des ErbStG gegen den allgemeinen Gleichheitssatz verstoßen, weil die 
darin vorgesehenen Steuervergünstigungen in wesentlichen Teilbereichen von großer finanzieller Trag-
weite über das verfassungsrechtlich gerechtfertigte Maß hinausgingen. Im Einzelnen stützt er seine Vor-
lage auf folgende Gesichtspunkte: 
 
 Die weitgehende oder vollständige steuerliche Verschonung des Erwerbs von Betriebsvermögen, 

land- und forstwirtschaftlichem Vermögen und Anteilen an Kapitalgesellschaften oder Anteilen da-
ran stellt eine nicht durch ausreichende Gemeinwohlgründe gerechtfertigte und damit verfassungs-
widrige Überprivilegierung dar.  

 Das ErbStG ermöglicht es Steuerpflichtigen, durch rechtliche Gestaltungen nicht betriebsnotwendi-
ges Vermögen, das den Begünstigungszweck nicht erfüllt, in unbegrenzter Höhe ohne oder mit nur 
geringer Steuerbelastung zu erwerben.  

 Die zusätzlich zu den Freibeträgen anwendbaren Steuervergünstigungen zusammen mit zahlreichen 
anderen Verschonungen führen dazu, dass die Steuerbefreiung die Regel und die tatsächliche Be-
steuerung die Ausnahme sind.  

 
Anmerkung: Das Bundesverfassungsgericht verhandelte mündlich am 8.7.2014 zur Erbschaftsteuer. 
Mit einer Entscheidung ist Ende des Jahres zu rechnen. Was können die betroffenen Steuerpflichtigen 
noch tun? Eine konkrete Empfehlung ist nach derzeitigem Stand nicht ohne Weiteres und pauschal 
möglich.  
Es stellt sich die Frage, inwieweit das Bundesverfassungsgericht den Überlegungen des Bundesfinanz-
hofs folgt. Geht man davon aus, besteht für betroffene Steuerpflichtige unter Umständen erheblicher 
Handlungs- und entsprechender qualifizierter Beratungsbedarf. Steuerbescheide sollten ggf. in Abspra-
che mit uns offengehalten werden. Auch sollten Sie bei Bedarf ein Vorziehen von Betriebsvermögens-
übertragungen mit uns besprechen. 
 
 
2. Änderung an Steuergesetzen durch das sog. „Kroatiengesetz“ 
 
Der Bundesrat hat am 11.7.2014 dem Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt 
Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften zugestimmt.  
 
Umsatzsteuer auf elektronische Dienstleistungen neu geregelt: Telekommunikations-, Rundfunk-, 
Fernseh- und auf elektronischem Weg erbrachte Dienstleistungen an private Kunden innerhalb der 
Europäischen Union werden bisher in dem Staat mit Umsatzsteuer belegt, in dem das Unternehmen 
ansässig ist, das die Dienstleistung erbringt. Dies gilt z. B. auch für die großen Anbieter von Musik, 
Apps e-Books, und Filmen zum Download im Internet. Ab dem nächsten Jahr sind diese Umsätze in 
Deutschland zu versteuern, wenn der Kunde in Deutschland wohnt.   
 
Unternehmer, die solche Leistungen erbringen, müssen sich daher grundsätzlich in Deutschland umsatz-
steuerlich erfassen lassen und hier ihren Melde- und Erklärungspflichten nachkommen. Alternativ kön-
nen sie aber auch die neue Verfahrenserleichterung des „Mini-One-Stop-Shop“ in Anspruch nehmen. 
Diese Verfahrenserleichterung gilt ab 1.1.2015 in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU). 
Unternehmen in Deutschland können dann ihre in den übrigen Mitgliedstaaten der EU ausgeführten 
entsprechenden Umsätze über das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) auf elektronischem Weg erklä-
ren und die Steuer insgesamt entrichten. Die Teilnahme an der Sonderregelung kann auf elektronischem 
Weg dort ab dem 1.10.2014 mit Wirkung zum 1.1.2015 beantragt werden und gilt einheitlich für alle 
Staaten der EU. Für Anträge deutscher Unternehmer stellt das BZSt ein Online-Portal unter 
http://www.bzst.de zur Verfügung. 



 
Erneute Änderung bei der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei Bauleistungen: 
Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 22.8.2013 sind die Regelungen zur Steuerschuld-
nerschaft des Leistungsempfängers bei Bauleistungen und bei Gebäudereinigungsleistungen einschrän-
kend dahingehend auszulegen, dass es für die Entstehung der Steuerschuld darauf ankommt, ob der 
Leistungsempfänger die an ihn erbrachte Werklieferung oder sonstige Leistung, die der Herstellung, 
Instandsetzung, Instandhaltung, Änderung oder Beseitigung von Bauwerken dient, seinerseits zur Er-
bringung einer derartigen Leistung verwendet. Auf den Anteil der vom Leistungsempfänger ausgeführ-
ten bauwerksbezogenen Werklieferungen oder sonstigen Leistungen an den insgesamt von ihm erbrach-
ten steuerbaren Umsätzen kommt es nicht an. Dieser Ansicht hat sich die Finanzverwaltung zunächst 
angeschlossen (siehe hierzu auch Beitrag Nr. 9 in diesem Informationsschreiben).Mit dem sog. Kroati-
engesetz wird ab 1.10.2014 die bisherige Verwaltungsauffassung wiederhergestellt. Die Regelung, dass 
das Reverse-Charge-Verfahren nur zur Anwendung kommt, wenn mit der empfangenen Leistung auch 
wieder Bauleistungen erbracht werden, wird demnach wieder geändert. Danach stellt der Gesetzgeber 
auf das nachhaltige Erbringen von Bauleistungen ab. Als Nachweis stellt das Finanzamt dem Leistungs-
empfänger eine im Zeitpunkt der Ausführung des Umsatzes gültige Bescheinigung aus. Für die Erstel-
lung der Bescheinigung soll sich die Finanzverwaltung weiterhin an der 10-%-Grenze orientieren. 
 
Verkauf von Lebensversicherungen wird steuerpflichtig: Nach dem Verkauf der Lebensversicherung 
ist die Auszahlung bei Eintritt des Versicherungsfalls nicht mehr steuerfrei. Keine Steuerpflicht entsteht 
jedoch bei Übertragungen im Zusammenhang mit Scheidungen oder Nachlässen. 
  
Weitere Änderungen: Zu den zahlreichen Änderungen im Steuerrecht gehört eine Klarstellung, dass 
bei der Veräußerung von Dividendenansprüchen vor dem Dividendenstichtag keine Steuerfreiheit be-
steht. Änderungen erfolgen auch im Bereich von Fremdwährungsgeschäften; Steuergestaltungsmodelle 
mit Hilfe eines Wegzugs ins Ausland werden unterbunden. Eine weitere Änderung betrifft Unterhalts-
zahlungen. Künftig müssen die steuerlichen Identifikationsnummern der unterhaltenen Personen ange-
geben werden, damit deren Identität zweifelsfrei festgestellt werden kann.  
 
 
3. Wechsel von der 1-%-Regelung zur Fahrtenbuchmethode 
 
Überlässt der Arbeitgeber einem Arbeitnehmer unentgeltlich oder verbilligt einen Dienstwagen auch zur 
privaten Nutzung, führt das zu einem als Lohnzufluss zu erfassenden steuerbaren Nutzungsvorteil des 
Arbeitnehmers. Denn der Arbeitnehmer ist um den Betrag bereichert, den er für eine vergleichbare Nut-
zung aufwenden müsste und den er sich durch die Überlassung des Fahrzeugs durch den Arbeitgeber 
erspart. 
 
Der Wert der privaten Nutzung ist mittels der 1-%-Regelung zu ermitteln. Der Wert kann aber auch mit 
dem auf die private Nutzung entfallenden Teil der gesamten Kraftfahrzeugaufwendungen angesetzt 
werden. Voraussetzung ist, dass die durch das Kraftfahrzeug insgesamt entstehenden Aufwendungen 
durch Belege und das Verhältnis der privaten Fahrten zu den übrigen Fahrten durch ein ordnungsgemä-
ßes Fahrtenbuch nachgewiesen werden. Die Fahrtenbuchmethode bestimmt demnach den Wert der Pri-
vatnutzung als Anteil an den gesamten Fahrzeugaufwendungen und an der gesamten Fahrleistung des 
Fahrzeugs. 
 
Die Fahrtenbuchmethode ist nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 20.3.2014 aber nur 
dann zugrunde zu legen, wenn der Arbeitnehmer das Fahrtenbuch für den gesamten Veranlagungszeit-
raum führt, in dem er das Fahrzeug nutzt; ein unterjähriger Wechsel von der 1-%-Regelung zur 
Fahrtenbuchmethode für dasselbe Fahrzeug ist demnach nicht zulässig. 
 
 
4. Aufbewahrung und Archivierung von elektronischen Kontoauszügen 
 
Steuerpflichtige mit Gewinneinkünften nutzen verstärkt das Onlinebanking-Verfahren. Kontoauszüge 
werden daher zunehmend in digitaler Form von den Banken an die Kunden übermittelt. Sofern eine 



elektronische Übermittlung der Kontoauszüge erfolgt, sind diese aufbewahrungspflichtig, da es sich 
hierbei um originär digitale Dokumente handelt.  
 
Der Ausdruck des elektronischen Kontoauszugs und die anschließende Löschung des digitalen 
Dokuments verstoßen gegen die Aufbewahrungspflichten. Der Ausdruck stellt lediglich eine Kopie 
des elektronischen Kontoauszugs dar und ist beweisrechtlich einem originären Papierkontoauszug 
nicht gleichgestellt. 
 
Die ausschließlich digitale Aufbewahrung setzt voraus, dass Sicherheitsverfahren eingesetzt werden und 
die Verfahren und die vorhandenen Daten den Anforderungen in Bezug auf Vollständigkeit, Richtigkeit 
und Unveränderbarkeit entsprechen. 
 
Die Übermittlung von Kontoumsatzdaten an den Bankkunden in auswertbaren Formaten (z. B. als xls- 
oder csv-Datei) dient in der Regel der maschinellen Weiterverarbeitung der Umsatzdaten. Die digitale 
Aufbewahrung lediglich der xls- oder csv-Datei ist nicht ausreichend.  
 
Eine Alternative zu den dargestellten Anforderungen kann die Vorhaltung des Kontoauszugs beim Kre-
ditinstitut mit jederzeitiger Zugriffsmöglichkeit während der Aufbewahrungsfrist sein. Die Beachtung 
einer ordnungsmäßigen Buchführung liegt in allen Fällen in der Verantwortung des Steuerpflich-
tigen! 
 
Im Privatkundenbereich besteht – mit Ausnahme der Steuerpflichtigen, bei denen die Summe der positi-
ven Einkünfte mehr als 500.000 € im Kalenderjahr beträgt – keine Aufbewahrungspflicht für Kontoaus-
züge.  
 
 
5. Steuerhinterziehung deutscher Steuerpflichtiger jetzt auch in Österreich verfolgt 
 
Mit dem sog. Amtshilfe-Durchführungsgesetz hat Österreich eine Verschärfung der Verfolgung von 
(deutschen) Steuersündern beschlossen. Damit wird Deutschland und anderen europäischen Staaten das 
Recht eingeräumt, bei Verdacht auf Steuerhinterziehung Gruppenanfragen an die österreichische Fi-
nanzverwaltung zu stellen. Mit solchen automatisierten und standardisierten Anfragen können eine un-
bestimmte Zahl von Kontodaten angefordert werden, die die österreichischen Banken anonym zu Ver-
fügung stellen, sodass Bankkunden davon nichts erfahren. 
 
Anmerkung: Diese Regelung gilt seit dem 1.7.2014 und kann auch zurückliegende Steuerzeiträume 
erfassen – und zwar bereits ab dem Jahr 2011. Auch wer die Bankverbindung bereits aufgelöst hat, kann 
durch solche Anfragen erfasst werden. Nachdem im deutschen Steuerrecht zum 1.1.2015 mit einer Ver-
schärfung der Regelungen zur Selbstanzeige zu rechnen ist, sollten Betroffene sich schnellstens beraten 
lassen. 
 
 
6. Werbungskostenabzug für Selbstanzeigen? 
 
Die Selbstanzeigen bei den Finanzämtern nahmen in den letzten Jahren erheblich zu. Die Kosten für die 
Nachdeklaration von nicht angegebenen Kapitalerträgen für die Vergangenheit sind nicht unwesentlich. 
Hier stellt sich die Frage, inwieweit diese Kosten steuerlich geltend gemacht werden können. Dazu hat 
das Finanzgericht Köln (FG) im Jahr 2013 entschieden, dass Aufwendungen im Zusammenhang mit 
Kapitalerträgen, die dem Steuerpflichtigen vor dem 1.1.2009 zugeflossen sind, weiterhin unbeschränkt 
als (nachträgliche) Werbungskosten abgezogen werden können. Das im Jahr 2009 mit der Abgeltungs-
steuer bei den Einkünften aus Kapitalvermögen eingeführte Abzugsverbot für Werbungskosten findet 
hier nach Auffassung des FG keine Anwendung. 
 
Im entschiedenen Fall hatte ein Steuerpflichtiger Kapitaleinkünfte für das Jahr 2010 in Höhe von 11.000 
€ erklärt. Daneben machte er Steuerberatungskosten in Höhe von 12.000 € als Werbungskosten geltend, 



die im Rahmen einer Selbstanzeige von Kapitalerträgen der Jahre 2002 bis 2008 entstanden sind. Das 
Finanzamt gewährte lediglich den Sparer-Pauschbetrag.  
 
Das FG gab jedoch dem Steuerpflichtigen recht. Nach seiner Auffassung sind die neuen Vorschriften 
der Abgeltungssteuer erstmals auf nach dem 31.12.2008 zufließende Kapitalerträge anzuwenden. Neben 
den tatsächlichen Werbungskosten in Bezug auf die Einkünfte vor 2009 gewährte das FG für die Kapi-
talerträge aus 2010 zusätzlich den Sparer-Pauschbetrag. Denn hier kämen im Grunde zwei Besteue-
rungssysteme neben-einander zur Anwendung. Für den nach Abzug des Pauschbetrags und der (nach-
träglichen) Werbungskosten entstehenden Verlust bei den Einkünften aus Kapitalvermögen greife auch 
die Verlustabzugsbeschränkung nicht ein. Auch diese komme nur für Kapitalerträge zur Anwendung, 
die nach 2008 zugeflossen seien. 
 
Anmerkung: Die Revision ist beim Bundesfinanzhof unter dem Az. VIII R 34/13 anhängig. Unter dem 
Az. 8 K 1937/11 liegt beim FG ein weiteres Verfahren zu derselben Problematik vor. Betroffene Steu-
erpflichtige sollten entsprechende Kosten bei ihrer Einkommensteuererklärung angeben und bei Ableh-
nung durch das Finanzamt nunmehr mit Hinweis auf das beim BFH anhängige Verfahren Einspruch 
einlegen und das Ruhen des Verfahrens beantragen. 
 
 
7. Recht auf Urlaub für Minijobber 
 
Arbeitnehmer, die einen Minijob ausüben, gelten nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz als Teilzeit-
beschäftigte und haben damit wie jeder Arbeitnehmer Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub. Bei 
einer 6-Tage-Woche beträgt der gesetzliche Urlaubsanspruch mindestens 4 Wochen bzw. 24 Werktage 
im Jahr, die tatsächliche Anzahl der Urlaubstage muss jedoch auf die zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer vereinbarten wöchentlichen Werktage umgerechnet werden.  
 
Berechnung des Urlaubsanspruchs: Individuelle Arbeitstage pro Woche x 24 : 6 = Urlaubstage. Da 
Minijobber wegen des Grundsatzes der Gleichbehandlung nicht ohne sachlichen Grund benachteiligt 
werden dürfen, kann der Urlaubsanspruch höher ausfallen, wenn der Arbeitgeber ihren vollzeitbeschäf-
tigten Kollegen einen längeren Jahresurlaub gewährt. 
 
Beispiel: Einem Arbeitnehmer, der 5 Tage die Woche arbeitet, stehen 20 Urlaubstage (5 × 24 : 6) im 
Jahr zu, auch wenn er insgesamt nur 10 Stunden die Woche arbeitet. Leistet er diese 10 Stunden dage-
gen an 2 Werktagen in der Woche ab, stehen ihm nur 8 Urlaubstage zur Verfügung (2 × 24 : 6). 
 
 
8. Erdienenskriterien für Pensionszusagen bei mittelbarer Erhöhung 
 
Bei Leistungen der betrieblichen Altersversorgung nimmt der Bundesfinanzhof (BFH) eine verdeckte 
Gewinnausschüttung (vGA) an, wenn die GmbH einem gesellschaftsfremden Geschäftsführer unter 
ansonsten vergleichbaren Umständen keine entsprechende Zusage erteilt hätte.  
 
Bei einer Pensionszusage zugunsten eines Gesellschafter-Geschäftsführers einer GmbH muss die be-
günstigte Person während der ihr voraussichtlich verbleibenden Dienstzeit den Versorgungsanspruch 
noch erdienen können. Das wird dann nicht angenommen, wenn zwischen dem Zusagezeitpunkt und 
dem vorgesehenen Eintritt in den Ruhestand nur noch eine derart kurze Zeitspanne liegt, in der der Ver-
sorgungsanspruch vom Begünstigten nicht mehr erdient werden kann.  
 
Ein Versorgungsanspruch ist von einem beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer (Beteiligung 
über 50 %) grundsätzlich nur dann erdienbar, wenn zwischen der Erteilung der Pensionszusage und dem 
vorgesehenen Eintritt in den Ruhestand ein Zeitraum von mindestens 10 Jahren liegt. Bei einem nicht 
beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer ist ein Versorgungsanspruch grundsätzlich nur dann 
erdienbar, wenn dieser Zeitraum zwar mindestens 3 Jahre beträgt, der Gesellschafter-Geschäftsführer 
dem Betrieb aber mindestens 12 Jahre angehört. Werden die Fristen unterschritten, sind sämtliche Zu-
führungen zu den Pensionsrückstellungen als vGA zu behandeln. 



 
Für eine nachträgliche Erhöhung einer erteilten Pensionszusage durch Anhebung des Bemessungssatzes 
vom ruhegehaltsfähigen Gehalt gelten dieselben Maßstäbe wie für Erstzusagen auf eine Versorgungs-
anwartschaft. Eine nachträgliche Zusage ist danach eigenständig auf ihre Erdienbarkeit zu prüfen.  
 
In einem vom Finanzgericht Düsseldorf (FG) am 9.12.2013 entschiedenen Fall wurden mittelbar die 
Pensionsansprüche durch Erhöhung der bemessungsrelevanten Aktivbezüge verändert. Das FG ist der 
Ansicht, dass auch solche „indirekten“ Anwartschaftserhöhungen jedenfalls dann an den Erdienbar-
keitsgrundsätzen zu messen sind, wenn die Gehaltssteigerung zu einer „spürbaren Anhebung der An-
wartschaftszusage zum Ende des Berufslebens des Geschäftsführers“ führt.  
 
 
9. Vorsteueraufteilung bei gemischt genutzten Gebäuden 
 
Mit Urteil vom 7.5.2014 bestätigt der Bundesfinanzhof (BFH) seine bisherige Rechtsprechung, wonach 
sich bei der Errichtung eines gemischt – also sowohl privat als auch betrieblich – genutzten Gebäudes 
die Vorsteueraufteilung im Regelfall nach dem objektbezogenen Flächenschlüssel richtet. Die Vorsteu-
erbeträge sind jedoch dann nach dem (objektbezogenen) Umsatzschlüssel aufzuteilen, wenn er-
hebliche Unterschiede in der Ausstattung der verschiedenen Zwecken dienenden Räume bestehen. 
 
Da der Flächenschlüssel in der Regel eine präzisere Bestimmung des Pro-rata-Satzes ermöglicht, 
schließt er sowohl den gesamtunternehmensbezogenen wie auch den objektbezogenen Umsatzschlüssel 
aus. Der Flächenschlüssel findet aber nach Auffassung des BFH dann keine Anwendung, wenn die Aus-
stattung der Räumlichkeiten (Höhe der Räume, Dicke der Wände, Innenausstattung) erhebliche Unter-
schiede aufweist. In solchen Fällen ist die Vorsteueraufteilung anhand des objektbezogenen Umsatz-
schlüssels vorzunehmen.  
 
 
10. Bundesfinanzministerium äußert sich erneut zur Steuerschuldnerschaft des  

Leistungsempfängers bei Bauleistungen 
 
Nach seiner Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 22.8.2013 sind die Regelungen zur Steuer-
schuldnerschaft des Leistungsempfängers bei Bauleistungen und bei Gebäudereinigungsleistungen nach 
§ 13b UStG einschränkend dahingehend auszulegen, dass es für die Entstehung der Steuerschuld darauf 
ankommt, ob der Leistungsempfänger die an ihn erbrachte Werklieferung oder sonstige Leistung, die 
der Herstellung, Instandsetzung, Instandhaltung, Änderung oder Beseitigung von Bauwerken dient, 
seinerseits zur Erbringung einer derartigen Leistung verwendet. Auf den Anteil der vom Leistungs-
empfänger ausgeführten bauwerksbezogenen Werklieferungen oder sonstigen Leistungen an den insge-
samt von ihm erbrachten steuerbaren Umsätzen kommt es nicht an. 
 
Der Nachweis durch den Unternehmer, dass der Leistungsempfänger die von ihm erbrachte Bauleistung 
selbst zur Erbringung einer Bauleistung verwendet, kann auch mit einer entsprechenden, beispielsweise 
in den Vertrag aufgenommenen Bestätigung des Leistungsempfängers hierüber erbracht werden. 
 
Zur Vermeidung von Abrechnungsproblemen bei den Unternehmern legt das Bundesfinanzministerium 
– bei vor dem 15.2.2014 geleisteten Anzahlungen für Bauleistungen, die nach dem 14.2.2014 ausgeführt 
werden – eine Vereinfachungsregelung fest. 
 

Haben leistender Unternehmer und Leistungsempfänger die Steuerschuldnerschaft des Leistungsemp-
fängers für eine Bauleistung, die vor dem 15.2.2014 ausgeführt worden ist, einvernehmlich angewendet, 
soll es nicht beanstandet werden, wenn sie nach dem 14.2.2014 ebenso einvernehmlich festlegen, an der 
seinerzeitigen Entscheidung festzuhalten. Die Notwendigkeit von Rechnungsberichtigungen besteht 
nicht. Gleiches gilt für Bauleistungen, mit deren Ausführung vor dem 15.2.2014 begonnen worden ist. 
 

Im Übrigen wird es – auch für Zwecke des Vorsteuerabzugs – nicht beanstandet, wenn leistender Unter-
nehmer und Leistungsempfänger für eine vor dem 15.2.2014 erbrachte Bauleistung einvernehmlich 



davon ausgegangen sind, dass der leistende Unternehmer Steuerschuldner ist, auch wenn in Anwendung 
des o. a. BFH-Urteils der Leistungsempfänger Steuerschuldner wäre. 
 

 
11. Gesetz über Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung 
 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 13.6.2014 das Rentenpaket gebilligt. Es weitet die Altersrente 
für besonders langjährig Versicherte aus. Diese können dadurch – unter weiteren Voraussetzungen – 
bereits vor Erreichen der Regelaltersgrenze eine abschlagfreie Altersrente ab Vollendung des 
63. Lebensjahres beziehen. Die Möglichkeit besteht seit dem 1.7.2014. 
 

Voraussetzung für die abschlagfreie Rente: Grundsätzlich sind 45 Jahre Pflichtbeiträge aus Beschäf-
tigung und selbstständiger Tätigkeit erforderlich. Ab 1.7.2014 können aber nur Arbeitnehmer mit 63 in 
Rente gehen, die vor dem 1.1.1953 geboren sind. Wurde der Mitarbeiter später geboren, steigt die Al-
tersgrenze pro Jahrgang um jeweils 2 Monate an. In Zukunft kann die abschlagfreie Rente immer 2 Jah-
re vor der regulären Altersrente beansprucht werden. 
 

Der Renteneintritt ist freiwillig: Eine Pflicht, in den Ruhestand zu gehen, kann vom Arbeitgeber nicht 
hergeleitet werden. Dass ein Mitarbeiter mit 63 abschlagfrei in Rente gehen könnte, berechtigt den Ar-
beitgeber aber nicht zur Kündigung des Arbeitsverhältnisses. Will der Arbeitnehmer in Rente gehen, 
muss er kündigen oder sich mit seinem Arbeitgeber auf einen Aufhebungsvertrag einigen.  
 

Bessere Anspruchsvoraussetzungen: Kurzzeitige Unterbrechungen durch Arbeitslosigkeit (Bezug von 
Arbeitslosengeld I), Zeiten der Pflege, sofern Versicherungspflicht bestand, Erziehung von Kindern bis 
zum 10. Lebensjahr sowie Schlechtwetter-, Insolvenz- oder Kurzarbeitergeld werden angerechnet. Nicht 
berücksichtigt werden Zeiten mit Arbeitslosenhilfe oder Arbeitslosengeld II (Hartz IV). Um Frühverren-
tungen zu vermeiden, werden Zeiten des Arbeitslosengeldbezugs in den letzten 2 Jahren vor der ab-
schlagfreien Rente ab 63 nicht mehr mitgezählt. Eine Ausnahme ist jedoch für Zeiten des Arbeitslosen-
geldbezugs vorgesehen, die durch eine Insolvenz oder eine vollständige Geschäftsaufgabe des Arbeitge-
bers verursacht wurden. Denn in diesen Fällen liegt typischerweise keine missbräuchliche Frühverren-
tung vor. 
 

Hinzuverdienst: Höchstens 450 € im Monat dürfen Rentner, die mit 63 in Rente gehen, hinzuverdie-
nen. Verdienen sie mehr, wird die Rente nur als Teilrente in Höhe von zwei Drittel, ein Halb oder ein 
Drittel ausbezahlt. Unbegrenzt hinzuverdienen dürfen Rentner erst mit Erreichen der Regelaltersgrenze. 
 

Erziehungsleistung besser anerkannt: Mit dem Rentenpaket wird die Erziehungsleistung von Müttern 
und Vätern, deren Kinder vor 1992 geboren wurden, in der Rente stärker als bisher anerkannt. Die anre-
chenbaren Kindererziehungszeiten für vor 1992 geborene Kinder erhöhen sich dafür um 12 Monate. 
Auch Menschen mit verminderter Erwerbsfähigkeit sichert das Gesetz besser ab. Diese sollen zukünftig 
so gestellt sein, als ob sie mit ihrem bisherigen durchschnittlichen Einkommen 2 Jahre länger weiterge-
arbeitet hätten. 
 
 

12. Bekämpfung von Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr 
 

Das Bundeskabinett hat am 1.4.2014 den Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung von Zahlungsverzug 
im Geschäftsverkehr beschlossen. Nachdem dieses nun im Bundesgesetzblatt verkündet wurde, ist es 
zum 29.7.2014 in Kraft getreten. Danach sind Vereinbarungen, in denen sich Unternehmen oder die 
öffentliche Hand Zahlungsfristen oder Überprüfungs- oder Abnahmefristen einräumen lassen, künftig 
einer verschärften Wirksamkeitskontrolle unterworfen, wenn die vereinbarten Fristen eine bestimmte 
Länge überschreiten.  
 
 Der gesetzliche Verzugszins wird um einen Prozentpunkt auf 9 Prozentpunkte über dem Basiszins-

satz angehoben. 
 Dem Zahlungsgläubiger wird bei Verzug des Schuldners ein Anspruch auf eine Pauschale in Höhe 

von 40 € eingeräumt. 
 



Darüber hinaus schränkt das Gesetz die Möglichkeit ein, durch eine Vereinbarung von Zahlungs-, Ab-
nahme- oder Überprüfungsfristen die an sich bestehende Pflicht zur sofortigen Begleichung einer Forde-
rung beliebig hinauszuschieben. So ist eine Klausel in Allgemeinen Geschäftsbedingungen im Zweifel 
unangemessen und daher unwirksam, wenn sie eine Zahlungsfrist von mehr als 30 Tagen oder eine 
Überprüfungs- oder Abnahmefrist von mehr als 15 Tagen vorsieht. Anderes gilt dann, wenn der Zah-
lungsschuldner besondere Gründe darlegt, aus denen sich ergibt, dass die Frist angemessen ist. 
 
Einigen sich die Vertragsparteien im Rahmen einer Individualvereinbarung auf Zahlungs-, Überprü-
fungs- oder Abnahmefristen, gilt Folgendes: 
 
 Hat sich ein Unternehmen eine Zahlungsfrist von mehr als 60 Tagen einräumen lassen, so ist die 

Vereinbarung nur wirksam, wenn das Unternehmen nachweisen kann, dass die Vereinbarung aus-
drücklich getroffen wurde und für den Gläubiger nicht grob unbillig ist. 

 
 Hat sich ein öffentlicher Auftraggeber eine solche Zahlungsfrist einräumen lassen, ist die Vereinba-

rung unwirksam. Hat er sich eine Zahlungsfrist von mehr als 30 Tagen einräumen lassen, so ist diese 
Vereinbarung nur dann wirksam, wenn er nachweist, dass die Vereinbarung ausdrücklich getroffen 
wurde und sachlich gerechtfertigt ist. 

 
 Hat sich ein Unternehmen oder ein öffentlicher Auftraggeber eine Prüfungs- oder Abnahmefrist von 

mehr als 30 Tagen einräumen lassen, so ist auch diese Vereinbarung nur dann wirksam, wenn das 
Unternehmen oder der öffentliche Auftraggeber nachweisen kann, dass die Vereinbarung ausdrück-
lich getroffen wurde und für den Gläubiger nicht grob unbillig ist. 

 
Diese Neuregelungen sind auf alle nach dem 28.7.2014 entstandenen Schuldverhältnisse anzuwenden. 
Darüber hinaus sind sie auch auf ein vorher entstandenes Dauerschuldverhältnis anzuwenden, soweit die 
Gegenleistung nach dem 30.6.2016 erbracht wird. 
 
 
13. Neue Rechte für Verbraucher – Gesetze zur Umsetzung der Verbraucherrechtericht-

linie in Kraft getreten 
 
Seit dem 13.6.2014 gelten neue Regeln für Verträge von Verbrauchern. Diese ergeben sich aus dem 
Gesetz zur Umsetzung der europäischen Verbraucherrechterichtlinie, das am 13.6.2014 in Kraft trat. 
Das Gesetz enthält z. B. folgende Änderungen: 
 
 Wie bei Fernabsatzverträgen muss auch bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträ-

gen der Unternehmer den Verbraucher im Vorfeld des Vertrags in klarer und verständlicher Weise u. 
a. über die wesentlichen Eigenschaften der Ware, den Gesamtpreis, Zahlungs-, Liefer- und Leis-
tungsbedingungen und ein gesetzliches Mängelhaftungsrecht informieren. 

 Auch bei Verträgen im stationären Handel hat der Unternehmer den Verbraucher vor Vertragsschluss 
über einige grundlegende Punkte zu informieren, sofern sich diese Informationen nicht ohnehin aus 
den Umständen ergeben. 

 Bei Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr (beispielsweise beim Einkauf im Onlineshop) 
sind Voreinstellungen für kostenpflichtige Zusatzleistungen künftig nicht mehr zulässig. Der Ver-
braucher muss diese Zusatzleistungen nur dann bezahlen, wenn er sie selbst aktiv ausgewählt hat. 

 Zusatzkosten für die Verwendung eines bestimmten Zahlungsmittels, wie z. B. die Zahlung mit Kre-
ditkarte, können nur noch erhoben werden, wenn sie dem Unternehmer tatsächlich entstehen und 
wenn dem Verbraucher alternativ eine Zahlungsmöglichkeit angeboten wird, bei dem keine Mehr-
kosten anfallen. 

 Auch überteuerte Service-Hotlines sind in Zukunft nicht mehr erlaubt. Für einen Anruf bei einer 
Kundenhotline, an die sich Verbraucher wegen Fragen oder Erklärungen zu einem bereits bestehen-
den Vertrag wenden, darf kein über den Grundtarif für die Telefonverbindung an sich hinausgehen-
des Entgelt mehr verlangt werden. 



 In Zukunft müssen Verbraucher beachten, dass bei der Rücksendung von Waren der Händler nun 
nicht mehr verpflichtet ist, die Kosten zu übernehmen.  

 Ein Widerruf muss gegenüber dem Unternehmer „erklärt“ werden. Dies ist formfrei möglich, kann 
also auch mündlich, per Telefon oder per E-Mail erfolgen. Da der Verbraucher einen wirksamen 
Widerruf im Streitfall beweisen muss, sollte dieser in Textform (also schriftlich, per Telefax 
oder per E-Mail) erfolgen. Die Widerrufserklärung muss keine Begründung enthalten, aber aus ihr 
der Entschluss des Verbrauchers zum Widerruf des Vertrags eindeutig hervorgehen. Die bloße 
Rücksendung der Ware ist daher – anders als bisher – nicht mehr ausreichend. 

 
Weitere Informationen finden Sie auch auf der Homepage des Bundesministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz unter Themen/Verbraucherschutz/Verbrauchervertragsrecht.  
 
  
14. Reform der Verbraucherinsolvenz zum 1.7.2014 in Kraft getreten  
 
Mit dem Gesetz zur Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Stärkung der Gläubiger-
rechte sind zum 1.7.2014 wichtige Neuregelungen vor allem für insolvente Verbraucher in Kraft getre-
ten. Das Gesetz enthält für Insolvenzverfahren, die ab dem 1.7.2014 beantragt werden, Regelungen zur: 
 
 Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens: Für den Fall, dass im Insolvenzverfahren eine 

Entschuldung nicht gelingt, kann der Schuldner eine Befreiung von den restlichen Verbindlichkeiten 
erhalten. Bislang war dies nur möglich, wenn neben dem Insolvenzverfahren ein sechsjähriges Rest-
schuldbefreiungsverfahren durchlaufen wurde. Künftig ist schon nach der Hälfte der Zeit ein wirt-
schaftlicher Neuanfang möglich. Schafft es der Schuldner, innerhalb von 3 Jahren mindestens 35 % 
der Gläubigerforderungen zur Schuldentilgung bereitzustellen sowie die Verfahrenskosten zu beglei-
chen, kann ihm bereits nach Ablauf dieses Zeitraums Restschuldbefreiung erteilt werden. Kann der 
Schuldner zumindest die Verfahrenskosten vollständig bezahlen, ist eine Restschuldbefreiung nach 5 
Jahren möglich. Sonst bleibt es bei den bisherigen 6 Jahren.  
Dem Schuldner werden durch diese Neuregelung Anreize gesetzt, möglichst viel zu bezahlen, um die 
frühzeitige Restschuldbefreiung zu erlangen. Dies kommt auch den Gläubigern zugute. Anstatt nach 
6 Jahren leer auszugehen, erhalten sie nach 3 Jahren einen signifikanten Teil ihrer Forderungen. 

 
 Öffnung des Insolvenzplanverfahrens für Verbraucherinsolvenzen: Wer schneller schuldenfrei 

sein möchte, kann künftig auch im Verbraucherinsolvenzverfahren die flexible Entschuldungsmög-
lichkeit des Insolvenzplans in Anspruch nehmen – und zwar unabhängig von einer gesetzlich festge-
legten Quote oder einer bestimmten Verfahrensdauer. Bis zum Schlusstermin eines Insolvenzverfah-
rens kann jeder Schuldner einen Insolvenzplan vorlegen, in dem auf seinen Einzelfall abgestimmte 
Regelungen zur Entschuldung getroffen werden können. Stimmt die Mehrheit der Gläubiger dem In-
solvenzplan zu, ist der Weg zu einem sofortigen wirtschaftlichen Neuanfang frei. 
 

 Stärkung der Gläubigerrechte: Während derzeit die Versagung der Restschuldbefreiung nur im 
abschließenden Termin vor dem Insolvenzgericht beantragt werden konnte, können Gläubiger zu-
künftig jederzeit schriftlich dem Schuldenerlass widersprechen, ohne zu diesem Termin extra anrei-
sen zu müssen. Wenn der Schuldner einen Restschuldbefreiungsantrag stellt, wird ihm bereits mit 
Beginn des Insolvenzverfahrens auferlegt, eine angemessene Erwerbstätigkeit auszuüben oder sich 
zumindest um eine solche zu bemühen.  

 
 
15. Reform zur Absicherung stabiler Leistungen für Lebensversicherte  

beschlossen 
 
Die Bundesregierung hat am 4.6.2014 ein Reformpaket beschlossen, mit dem die Leistungsfähigkeit der 
Lebensversicherungen in Deutschland gesichert und die Verbraucher geschützt werden sollen. Die Län-
der haben in ihrer Plenarsitzung vom 13.6.2014 die Reform beraten und im Kern keine Einwendungen 
hiergegen erhoben. 



 
Ziel des Gesetzes ist, dass die Versicherungsnehmer auch in Zukunft die ihnen zugesagten Leistungen 
aus ihren Lebensversicherungsverträgen erhalten. Nachfolgend die wichtigsten Inhalte des Gesetzes: 
 
 Ausschüttungen der Versicherungsunternehmen an Aktionäre werden untersagt, solange dies 

erforderlich ist, um die Erfüllbarkeit der Garantiezusagen sicherzustellen. Dabei wird berücksichtigt, 
inwieweit die von einem Versicherungsunternehmen gebildeten Rückstellungen bei den gegenwärtig 
niedrigen Zinsen ausreichen, um die den Versicherten gegebenen Garantiezusagen zu finanzieren. 

 Die Überschussbeteiligung der Versicherten wird an das Niedrigzinsumfeld angepasst. Die Betei-
ligung der Versicherungsnehmer an den Risikoüberschüssen wird von 75 % auf 90 % angehoben. Es 
ist künftig einfacher möglich, garantierte Zinsleistungen aus anderen Ergebnisquellen zu finanzieren, 
wenn die Kapitalerträge dazu nicht ausreichen. Die Versicherer werden verpflichtet, Angaben zu 
veröffentlichen, mit denen die Überschussbeteiligung für ihre Kunden und für Dritte nachvollziehba-
rer wird. 

 Versicherer und Aufsicht müssen Risiken frühzeitiger erkennen und danach handeln. Dazu werden 
insbesondere mehrjährige Prognoserechnungen der Versicherer ausdrücklich im Gesetz verankert. 
Daneben werden die Regelungen für die Sanierungsplanung der Unternehmen verbessert und die 
Handlungsoptionen der Aufsicht gestärkt, wenn die langfristige Risikotragfähigkeit der Versicherer 
nicht gegeben ist. 

 Die Kostentransparenz der Versicherungsprodukte wird erhöht. Dafür müssen insbesondere Ver-
sicherungsvermittler die Höhe ihrer Provision gegenüber dem Versicherungsnehmer offenlegen. Die 
bilanzielle Anrechenbarkeit von Abschlusskosten wird herabgesetzt (Absenkung des Höchstzillmer-
satzes). So soll Druck auf die Versicherungsunternehmen ausgeübt werden, ihre Abschlusskosten zu 
senken. 

 Die Ausschüttung von Bewertungsreserven an die ausscheidenden Versicherten kann begrenzt 
werden, sofern die von einem Versicherungsunternehmen gebildeten Rückstellungen bei den gegen-
wärtig niedrigen Zinsen nicht ausreichen, um die den verbleibenden Versicherten gegebenen Garan-
tiezusagen zu finanzieren. Damit wird entsprechend den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts 
ein Ausgleich zwischen den Interessen der in einer Risikogemeinschaft verbunden Versicherten her-
gestellt. In der gegenwärtigen Situation bevorzugt die bestehende Regelung einseitig die Interessen 
der aktuell aus einem Versicherungsverhältnis Ausscheidenden gegenüber derjenigen, deren Versi-
cherungsverträge erst in Zukunft fällig werden. 

 Der Höchstzinssatz für die Berechnung der Deckungsrückstellungen für Neuverträge wird her-
abgesetzt. Die Möglichkeit der Versicherer, Mittel in der Rückstellung für Beitragsrückerstattung zu-
rückzuhalten statt sie an die Versicherten auszuschütten, wird begrenzt. 

 
 
16. Impressumpflicht bei Werbung auf Social-Media-Plattformen  
 
Nach dem Telemediengesetz (TMG) haben Diensteanbieter für geschäftsmäßige, in der Regel gegen 
Entgelt angebotene Telemedien u. a. folgende Informationen leicht erkennbar, unmittelbar erreichbar 
und ständig verfügbar zu halten: 
 
 den Namen und die Anschrift, unter der sie niedergelassen sind, bei juristischen Personen zusätzlich 

die Rechtsform, den Vertretungsberechtigten und, sofern Angaben über das Kapital der Gesellschaft 
gemacht werden, das Stamm- oder Grundkapital sowie, wenn nicht alle in Geld zu leistenden Einla-
gen eingezahlt sind, der Gesamtbetrag der ausstehenden Einlagen, 

 Angaben, die eine schnelle elektronische Kontaktaufnahme und unmittelbare Kommunikation mit 
ihnen ermöglichen, einschließlich der Adresse der elektronischen Post, 

 soweit der Dienst im Rahmen einer Tätigkeit angeboten oder erbracht wird, die der behördlichen 
Zulassung bedarf, Angaben zur zuständigen Aufsichtsbehörde, 

 das Handelsregister, Vereinsregister, Partnerschaftsregister oder Genossenschaftsregister, in das sie 
eingetragen sind, und die entsprechende Registernummer, 

 in Fällen, in denen sie eine Umsatzsteueridentifikationsnummer oder eine Wirtschaftsidentifikations-
nummer besitzen, die Angabe dieser Nummer. 



 
Dieses geschieht i. d. R. über eine Impressumseite. 
 
Mittlerweile unterhalten viele Unternehmen auf sog. Social-Media-Plattformen wie z. B. Facebook eine 
werbende Seite. Auch hier gilt die o. g. Impressumspflicht nach dem TMG. Dabei reicht es aus, wenn 
über einen mit der Bezeichnung „Kontakt“ oder „Impressum“ bezeichneten Link das Impressum auf der 
Firmenhomepage aufgerufen werden kann.  
 
In einem vom Oberlandesgericht Düsseldorf (OLG) entschiedenen Fall hatte ein Schlüsselunternehmen 
auf Facebook eine Seite eingerichtet. Ein Impressum war nicht hinterlegt. Über einen Link mit der Be-
zeichnung „Info“ erreichte der Nutzer die Anbieterkennung des Unternehmens. Das ist unzureichend, 
entschieden die OLG-Richter, da die Bezeichnung „Info“ dem durchschnittlichen Nutzer nicht ausrei-
chend verdeutlicht, dass hierüber – auch – Anbieterinformationen abgerufen werden können. 
 
 
17. Bearbeitungsentgelt für Privatkredite unwirksam  
 
Der Bundesgerichtshof hat in zwei im wesentlichen Punkt parallel gelagerten Revisionsverfahren ent-
schieden, dass vorformulierte Bestimmungen über ein Bearbeitungsentgelt in Darlehensverträgen zwi-
schen einem Kre-ditinstitut und einem Verbraucher unwirksam sind.  
 
Die beiden beanstandeten Entgeltklauseln stellen keine kontrollfreien Preisabreden, sondern vielmehr 
der Inhaltskontrolle zugängliche Preisnebenabreden dar. Ausgehend von der ausdrücklichen Bezeich-
nung als „Bearbeitungsentgelt“ kann ein rechtlich nicht gebildeter Durchschnittskunde annehmen, die 
Banken verlangten ein zusätzliches Entgelt zur Abgeltung ihres Bearbeitungsaufwandes im Zusammen-
hang mit der Kreditgewährung und der Auszahlung der Darlehensvaluta. 
 
Gemessen hieran ist das Bearbeitungsentgelt weder kontrollfreie Preishauptabrede für die vertragliche 
Hauptleistung noch Entgelt für eine Sonderleistung der Banken. Beim Darlehensvertrag stellt der vom 
Darlehensnehmer zu zahlende Zins den laufzeitabhängigen Preis für die Kapitalnutzung dar. Aus Vor-
schriften des Gesetzes- und Verordnungsrechts – insbesondere soweit darin neben Zinsen von „Kosten“ 
die Rede ist – ergibt sich nichts Abweichendes. 
 
Mit einem laufzeitunabhängigen Entgelt für die „Bearbeitung“ eines Darlehens wird indes gerade nicht 
die Gewährung der Kapitalnutzungsmöglichkeit „bepreist“. Das Bearbeitungsentgelt stellt sich auch 
nicht als Vergütung für eine sonstige, rechtlich selbstständige, gesondert vergütungsfähige Leistung der 
Banken dar. Vielmehr werden damit nur Kosten für Tätigkeiten (wie etwa die Zurverfügungstellung der 
Darlehenssumme, die Bearbeitung des Darlehensantrages, die Prüfung der Kundenbonität, die Erfas-
sung der Kundenwünsche und -daten, die Führung der Vertragsgespräche oder die Abgabe des Darle-
hensangebotes) auf die Kunden abgewälzt, die die Banken im eigenen Interesse erbringen oder aufgrund 
bestehender eigener Rechtspflichten zu erbringen haben.  
Der Bundesgerichtshof hat in zwei im wesentlichen Punkt parallel gelagerten Revisionsverfahren ent-
schieden, dass vorformulierte Bestimmungen über ein Bearbeitungsentgelt in Darlehensverträgen zwi-
schen einem Kre-ditinstitut und einem Verbraucher unwirksam sind.  
 
Die beiden beanstandeten Entgeltklauseln stellen keine kontrollfreien Preisabreden, sondern vielmehr 
der Inhaltskontrolle zugängliche Preisnebenabreden dar. Ausgehend von der ausdrücklichen Bezeich-
nung als „Bearbeitungsentgelt“ kann ein rechtlich nicht gebildeter Durchschnittskunde annehmen, die 
Banken verlangten ein zusätzliches Entgelt zur Abgeltung ihres Bearbeitungsaufwandes im Zusammen-
hang mit der Kreditgewährung und der Auszahlung der Darlehensvaluta. 
 
Gemessen hieran ist das Bearbeitungsentgelt weder kontrollfreie Preishauptabrede für die vertragliche 
Hauptleistung noch Entgelt für eine Sonderleistung der Banken. Beim Darlehensvertrag stellt der vom 
Darlehensnehmer zu zahlende Zins den laufzeitabhängigen Preis für die Kapitalnutzung dar. Aus Vor-
schriften des Gesetzes- und Verordnungsrechts – insbesondere soweit darin neben Zinsen von „Kosten“ 
die Rede ist – ergibt sich nichts Abweichendes. 



 
Mit einem laufzeitunabhängigen Entgelt für die „Bearbeitung“ eines Darlehens wird indes gerade nicht 
die Gewährung der Kapitalnutzungsmöglichkeit „bepreist“. Das Bearbeitungsentgelt stellt sich auch 
nicht als Vergütung für eine sonstige, rechtlich selbstständige, gesondert vergütungsfähige Leistung der 
Banken dar. Vielmehr werden damit nur Kosten für Tätigkeiten (wie etwa die Zurverfügungstellung der 
Darlehenssumme, die Bearbeitung des Darlehensantrages, die Prüfung der Kundenbonität, die Erfas-
sung der Kundenwünsche und -daten, die Führung der Vertragsgespräche oder die Abgabe des Darle-
hensangebotes) auf die Kunden abgewälzt, die die Banken im eigenen Interesse erbringen oder aufgrund 
bestehender eigener Rechtspflichten zu erbringen haben.  
 
 
18. Unterschiedliche Behandlung von gewerblichen Arbeitnehmern und Angestellten 

bei der Betriebsrente 
 

In einem Fall aus der Praxis war ein gewerblicher Arbeitnehmer seit 1988 bei einem Unternehmen be-
schäftigt. Die Regelungen zur betrieblichen Altersversorgung in dem Betrieb sehen für vor dem 
1.1.2000 eingetretene Mitarbeiter eine Gesamtversorgung vor.  
 

Neben einer prozentualen Brutto- und Nettogesamtversorgungsobergrenze bestimmt die Versorgungsre-
gelung, dass die Betriebsrente den Betrag nicht überschreiten darf, der sich aus der Multiplikation der 
ruhegeldfähigen Beschäftigungsjahre mit einem Grundbetrag ergibt. Die Grundbeträge für Angestellte 
sind höher als die Grundbeträge für gewerbliche Arbeitnehmer derselben Vergütungsgruppe. Das Bun-
desarbeitsgericht (BAG) hatte zu entscheiden, ob eine solche unterschiedliche Behandlung zulässig ist. 
 

Die Richter des BAG kamen hier zu dem Entschluss, dass die unterschiedliche Behandlung von gewerb-
lichen Arbeitnehmern und Angestellten bei der Berechnung der Betriebsrente im Rahmen einer Ge-
samtversorgung zulässig sein kann, wenn die Vergütungsstrukturen, die sich auf die Berechnungsgrund-
lagen der betrieblichen Altersversorgung auswirken, unterschiedlich sind. 
 

In ihrer Begründung führten sie aus, dass gewerbliche Arbeitnehmer des Unternehmens Zulagen und 
Zuschläge erhalten, die Angestellten derselben Vergütungsgruppe nicht oder in wesentlich geringerem 
Umfang zustehen. Gewerbliche Arbeitnehmer erreichen daher ein höheres pensionsfähiges Gehalt und 
erwerben Anspruch auf eine höhere gesetzliche Rente als Angestellte derselben Vergütungsgruppe. Es 
ist deshalb im Hinblick auf die zugesagte Gesamtversorgung zulässig, für gewerbliche Arbeitnehmer 
geringere Grundbeträge festzulegen als für Angestellte derselben Vergütungsgruppe. 
 
 
19. Unfreundliches Verhalten rechtfertigt Abmahnung 
 

Verhält sich ein Arbeitnehmer gegenüber Kunden unfreundlich und damit arbeitsvertragswidrig und 
mahnt ihn der Arbeitgeber deshalb ab, kann in der Regel eine Entfernung der Abmahnung nicht verlangt 
werden. Das hat das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein (LAG) in seinem Urteil v. 20.5.2014 ent-
schieden. 
 
Im Urteilsfall war der Arbeitnehmer als Ausbildungsberater eingesetzt. Als ein Lehrgangsteilnehmer per 
E-Mail nach Einzelheiten einer mündlichen Ergänzungsprüfung fragte, teilte er ihm mit, es dürfe „ei-
gentlich selbstverständlich sein, dass man sich dort anmeldet, wo man sich auch zur schriftlichen Prü-
fung angemeldet hat. Dass Anmeldungen nicht auf Zuruf erfolgen können, sollte ebenfalls klar sein.“ 
Als der Kunde die Antwort als unfreundlich beanstandete, antwortete der Arbeitnehmer ihm unter ande-
rem: „Nach heute mittlerweile ca. 20 Anrufen von angehenden Meistern bleibt die Freundlichkeit ein-
fach aus.“ Wegen dieser Korrespondenz erteilte der Arbeitgeber eine Abmahnung. Der Arbeitnehmer 
hält den Leistungsmangel für nicht schwerwiegend genug, als dass eine Abmahnung gerechtfertigt wäre.  
 
Die Richter des LAG kamen zu dem Entschluss, dass Arbeitnehmer die Entfernung einer Abmahnung 
aus ihrer Personalakte nur verlangen können, wenn die Abmahnung  
 

 entweder inhaltlich unbestimmt ist,  



 unrichtige Tatsachenbehauptungen enthält,  
 auf einer unzutreffenden rechtlichen Bewertung des Verhaltens des Arbeitnehmers beruht oder  
 den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verletzt bzw.  
 wenn bei einer zu Recht erteilten Abmahnung ein schutzwürdiges Interesse des Arbeitgebers an de-

ren Verbleib in der Personalakte nicht mehr besteht. 
 

Im entschiedenen Fall war keine dieser Voraussetzungen erfüllt. Insbesondere ist die Abmahnung nicht 
unverhältnismäßig. Die abgemahnte Pflichtverletzung des Arbeitnehmers stellt keine Nichtigkeit dar. 
Aufgabe des Arbeitnehmers ist die Kommunikation mit den Kunden. Wenn der Arbeitnehmer nicht nur 
einmal unfreundlich antwortet, sondern dies im Lauf der E-Mail-Kommunikation wiederholt, ist die ist 
die Abmahnung berechtigt. 
 
 

20. Pflegestärkungsgesetz 
 
Der Bundestag hat seine Beratungen zum Pflegestärkungsgesetz aufgenommen. Danach sollen ab dem 
1.1.2015 alle Leistungsbeträge der Pflegeversicherung erhöht werden. In stationären Einrichtungen 
soll es möglich gemacht werden, künftig bis zu 20.000 zusätzliche Betreuungskräfte einzustellen.  
 
Um die Leistungen in der Pflege ausbauen zu können, sollen die Beiträge zur Pflegeversicherung in 
zwei Schritten steigen; ab 2015 um 0,3 %, voraussichtlich ab 2017 um weitere 0,2 % auf dann 2,55 %. 
 
Mit einem weiteren Schritt sollen der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff und ein neues Begutachtungs-
verfahren eingeführt werden. Geplant ist, die Zahl der Pflegestufen von 3 auf 5 auszuweiten. Damit soll 
den Bedürfnissen von Demenzkranken besser gerecht werden. Neuer Maßstab ist dann der Grad der 
Selbstständigkeit. 
 
 
  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2014 = - 0,73 %
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 %
 1.7. – 31.12.2013 = - 0,38 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 

 
 Verbraucherpreisindex 
 (2005 = 100) 

2014: Juli = 107,0; Juni = 106,7; Mai = 106,4; April = 106,5; März = 106,7; 
Februar = 106,4; Januar = 105,9 
2013: Dezember = 106,5; November = 106,1; Oktober = 105,9; 
September = 106,1; August = 106,1; Juli = 106,1; Juni = 105,6 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


